
M it Superlativen sollte 
man immer vorsichtig 
sein, aber der von den 

drei Ampelfraktionen soeben 
vorgelegte Gesetzentwurf für 
eine Wahlsystemreform verdient 
einen. Es ist in der Tat ein großer 
Wurf – als solchen hat ihn Sebas-
tian Hartmann, der SPD-Obmann 
in der Wahlrechtskommission, in 
der Plenardebatte am 28. Januar 
zu Recht bezeichnet –, den man 
den Parteien nach den ernüch-
ternden Erfahrungen der Vergan-
genheit fast nicht mehr zugetraut 
hätte. Zwei Gründe sind dafür 
maßgeblich: Zum einen wird 
mit dem Vorschlag das Problem 
der Vergrößerung des Bundes-
tages nachhaltig gelöst. Wie im-
mer sich das Parteiensystem und 
die Kräfteverhältnisse bei den 
kommenden Wahlen entwickeln: 
Das Parlament hat genau 598 Ab-
geordnete, es gibt keine zusätz-
lichen Mandate. Zum anderen 
wird ein weiteres ärgerliches De-
fizit des Wahlsystems durch eine 
simple, aber folgenreiche Kor-
rektur beseitigt. Bis heute glaubt 
etwa ein Drittel der Wähler, die 
Erststimme sei wichtiger oder ge-
nauso wichtig wie die Zweitstim-
me. Wird die Zweitstimme jetzt 
wie vorgeschlagen in „Haupt-
stimme“ und die Erststimme in 
„Wahlkreisstimme“ umbenannt, 
dürfte mit diesem Missverständ-
nis Schluss sein.

Respekt verdient vor allem die 
Konsequenz, mit der die Ampel 
den Bundestag wieder auf seine 
reguläre Größe zurückführen 
möchte. Viele Abgeordnete wer-
den mit dieser Reform über ihre 
eigene Abschaffung beschließen 
– entgegen dem verbreiteten Vor-
urteil, Politiker dächten nur an 
sich selbst. Warum war ein so be-
herztes Vorgehen nicht schon in 
der letzten oder vorletzten Wahl-
periode möglich? Der Grund liegt 
darin, dass die jetzige Reform 
nicht mehr bei der Zahl der Wahl-
kreise oder bei der Verrechnung 
von Überhang- mit Listenman-
daten ansetzt, wie man es früher 
versucht hat oder versuchen woll-

te. Die Absenkung der Zahl der 
Wahlkreise kann die Überhang-
mandate nur dann substanziell 
vermindern, wenn man von den 
derzeit 299 auf 240 oder weniger 
Direktmandate heruntergeht – die 
von der Großen Koalition 2020 
beschlossene Absenkung auf 280 
ab der nächsten Wahl reicht nicht 
aus. Gegen eine zu starke Reduk-
tion gibt es aber grundsätzliche 
Bedenken, weil die in manchen 
Flächenländern ohnehin schon 
großen Wahlkreise dann noch 
größer würden – weniger statt 
mehr Bürgernähe wäre die Folge. 

Dasselbe gilt für die Verrechnung 
der Überhänge mit Listenmanda-
ten. Weil sie den föderalen Pro-
porz verletzt, provoziert sie hef-
tige parteiinterne Widerstände. 
Warum sollte Landesverband A 
mit eigenen Listenmandaten da-
für bluten, dass Landesverband B 
in seinem Wahlgebiet Überhang-
mandate erzielt hat?   

Der Koalitionsentwurf umgeht 
diese Schwierigkeiten, indem er 
die Überhänge mit den Direkt-
mandaten selbst verrechnet. Nur 

so viele Mandate werden verge-
ben, wie einer Partei gemäß ihrem 
Hauptstimmenergebnis tatsäch-
lich zustehen. Gibt es Überhänge, 
dann fallen die Direktmandate 
mit den geringsten Stimmenantei-
len weg. Sie werden also nicht be-
setzt, obwohl der Bewerber oder 
die Bewerberin im Wahlkreis die 
meisten Stimmen erzielt und ihn 
damit „gewonnen“ hat.

Für die Gegner des Entwurfs 
liegt hier der größte Stein des 
Anstoßes. Wer gewonnen hat, 
sollte damit auch gewählt sein, 
das heißt das Mandat bekommen. 

Außerdem rügen sie, dass es bei 
einer Nichtvergabe von Direkt-
mandaten zu „verwaisten“ Wahl-
kreisen komme, die durch keinen 
Abgeordneten mehr vertreten 
seien. Beide Argumente stehen 
auf schwachen Füßen. Bei der 
Nichtvergabe direkt gewonnener 
Wahlkreise muss berücksichtigt 
werden, dass im heutigen Sechs-
parteiensystem manchmal schon 
20 Prozent der Stimmen genü-
gen, um die relative Mehrheit zu 
erzielen. Eine starke demokrati-

sche Legitimation ist das nicht. 
Und das Problem der verwaisten 
Wahlkreise ist überschaubar, weil 
diese ja nicht nur von den direkt 
gewählten, sondern auch von den 
über die Liste ins Parlament ge-
kommenen Abgeordneten vertre-
ten werden. Sichern die Parteien 
in den von „Verwaisung“ bedroh-
ten Wahlkreisen ihre Bewerber 
mit sicheren Listenplätzen gezielt 
ab, könnte man das Problem noch 
weiter reduzieren.

An der Verfassungsgemäßheit 
des Entwurfs – wenn man ihn 
sorgfältig begründet – bestehen 

wenig Zweifel. Dies gilt umso 
mehr, als vergleichbare Regelun-
gen im Landtagswahlrecht, etwa 
in Bayern oder Baden-Württem-
berg, niemals beanstandet wor-
den sind. Zwei Wermutstropfen 
bleiben allerdings: Zum einen 
möchte die Ampel an der soge-
nannten Grundmandatsklausel 
festhalten. Diese nimmt Parteien 
von der Fünfprozenthürde aus, 
wenn sie ersatzweise drei Direkt-
mandate gewinnen. Das Bundes-
verfassungsgericht hat die Zuläs-

sigkeit dieser Ausnahmeregelung 
bisher nicht moniert, obwohl sie 
mit Blick auf den Gleichheits-
grundsatz kaum zu rechtfertigen 
ist. Dass die Ampel an ihr nicht 
rütteln will, liegt vor allem an der 
Linkspartei, die von der Klausel 
am stärksten profitiert und deren 
Zustimmung zu dem Gesetzent-
wurf man gerne erhalten würde.

Ob man auch die größte Oppo-
sitionspartei – die CDU/CSU – 
zur Zustimmung bewegen kann, 
ist dagegen fraglich – hier liegt 
der zweite Wermutstropfen. Än-
derungen im Wahlsystem können 
mit einfacher Mehrheit beschlos-
sen werden, sie sollten es aber 
nicht. Das Einvernehmen mit der 
Opposition bleibt wichtig, um den 
Verdacht gar nicht erst aufkom-
men zu lassen, die Regierungs-
seite wolle diese in ihren Wett-
bewerbschancen benachteiligen. 
Die Union muss sich jedoch den 
Vorwurf gefallen lassen, genau 
das getan zu haben, als sie selbst 
an der Regierung war. Auch ihre 
jetzt und schon zuvor während 
der Kommissionsberatungen ge-
machten Gegenvorschläge zeugen 
nicht gerade von Fairness. Die Ab-
kehr vom Proporz, die die Einfüh-
rung eines Grabenwahlsystems 
(das die von ihr bestellten Sach-
verständigen in der Kommission 
ins Spiel gebracht haben) oder die 
Zulassung von 15 nicht auszuglei-
chenden Überhangmandaten be-
deuten würde, ist ausschließlich 
von Eigeninteressen diktiert und 
verlässt den seit 2013 eingeschla-
genen Konsenspfad. Bewegen sich 
CDU und CSU auf diesen Pfad 
nicht zurück, wäre es durchaus le-
gitim, die Reform auch gegen ih-
ren Willen zu betreiben und eine 
Verfassungsklage, die die CSU be-
reits angekündigt hat, in Kauf zu 
nehmen.
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Erinnert sei an die SPD-Mit-
gliederbefragung Ende 2019. 
Sechs Frauen und sechs Män-

ner traten an, jeweils paarweise, 
weil eine Doppelspitze der Partei 
vorstehen solle. Zwei setzten sich 
durch: Saskia Esken und Norbert 
Walter-Borjans, die als Leute des 
linken Flügels galten. Zehn haben 
verloren. Vier von ihnen stiegen 
auf – bis ins Bundeskabinett: Olaf 
Scholz als Kanzler, seine Team-
gefährtin Klara Geywitz als Bau-
ministerin; Karl Lauterbach wurde 
Gesundheitsminister und Boris Pis-
torius jüngst Bundesminister der 
Verteidigung. Eine Wiederholung? 
Schon einmal gewann der Verlie-
rer einer Urwahl am Ende doch. 
1993, nachdem Björn Engholm vom 
SPD-Vorsitz zurückgetreten war, 
bewarben sich Rudolf Scharping, 
Heidemarie Wieczorek-Zeul und 
Gerhard Schröder um die Nachfol-
ge. Scharping siegte. Sein Ziel aber, 
Kanzler zu werden, erreichte er 
nicht. Schröder wurde es. 

Muss ein Bundeskanzler auch 
Parteichef sein? Ja – ist die herr-
schende Lehre der CDU. Alle ihre 
fünf Kanzler beanspruchten das 
Führungsamt der Partei. Vor al-
lem Konrad Adenauer, Helmut 
Kohl und Angela Merkel führten 
die CDU vom Bundeskanzleramt 
aus. Vorteil: Wer die Parteispitze 
kritisierte, legte sich zugleich mit 
dem Kanzler an, der sich auf das 
Mandat des Volkes, auf die Mehr-
heit des Bundestages und den Ko-
alitionspartner berufen konnte. Ein 
Kanzler ohne Parteiamt könne nur 
ein schwacher Kanzler sein – so die 
Erfahrung der CDU. Merkels nicht 
ganz freiwilliger Verzicht auf ihr 
Parteiamt bestätigte das nach 2018: 
Unruhe in der CDU und dann die 
Niederlage 2021 waren die Folge.

Anders die SPD. Helmut Schmidt 
als Bundeskanzler und Willy Brandt 
als Parteivorsitzender setzten 
unterschiedliche Akzente. Span-
nungs- und doch erfolgreich hielten 
sie – zusammen mit dem Fraktions-
chef Herbert Wehner – acht Jahre 
lang die SPD an der Macht. „Troika“ 
hieß das, und wenig spricht dafür, 
die Geschichte der SPD wäre an-
ders verlaufen, wäre Schmidt auch 
Parteichef gewesen. Als Schröder 
Kanzler geworden war, war Oskar 
Lafontaine noch SPD-Vorsitzender. 
Nur ein halbes Jahr hielt das Bünd-
nis der beiden Egomanen. Dann 
übernahm Schröder auch das SPD-
Amt. Doch fiel es ihm zunehmend 
schwer, gleichzeitig die Regierung 
zu führen und die Partei zu integ-
rieren. 2004 gab er den Vorsitz an 
Franz Müntefering weiter. Der blieb 
ihm ein treuer Helfer. An der Auf-
teilung der beiden Spitzenämter lag 
es jedenfalls nicht, dass Schröders 
Kanzlerzeit 2005 endete.

Und heute? Von den beiden Ge-
winnern der Urwahl 2019 ist nicht 
viel geblieben. Walter-Borjans hat 
der Politik Adieu gesagt. Esken hat 
sich eingereiht. Führung durch Un-
terordnung? Kevin Kühnert, der als 
Juso-Vorsitzender den Erfolg von 
Esken/Walter-Borjans organisiert 
hatte, ist nun SPD-Generalsekre-
tär und tritt – karrierebewusst – als 
Olaf-Scholz-Helfer in Erscheinung. 
Der linke Flügel der SPD ist kaum 
mehr existent – nicht in der Bundes-
tagsfraktion, nicht unter den SPD-
Ministerpräsidenten. Scholz ist ohne 
Gegenpol. Wie lange die SPD als 
Programm- und Volkspartei das aus-
hält, steht auf einem anderen Blatt.         
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Charles de Gaulle wird nachge-
sagt, sich einst darüber beklagt 

zu haben, ein Land zu regieren, in 
dem es mehr Käsesorten als Tage im 
Jahr gebe, sei nicht so einfach.

In Deutschland bevorzugt man 
den Käse aus der Plastikverpackung. 
Zum Essen bleibt, bei all der Lektü-
re, ja auch weniger Zeit. Jüngst er-
schienen die Auflagenzahlen der 30 
erfolgreichsten Zeitschriften des ver-
gangenen Jahres. Zum auf der Zunge 
zergehen lassen:

Platz 29: Gong plus. 24: Funkuhr. 
16: TV für mich. 15: TV Hören und 
Sehen. 12: auf einen blick. 11: TV 
Spielfilm. 10: tv pur. 8: TV Movie. 6: 
TV direkt. 5: Hörzu. 3: nurTV plus. 
2: TV Digital. 1: tv 14. Die drei Spit-
zenreiter bringen es zusammen auf 
lockere 3 289 439 Exemplare. 

Hans Magnus Enzensberger wuss-
te natürlich schon 1970, dass „alle 
Klagen über das Fernsehen gegen-
standslos sind“. In seinem berühmten 
*Spiegel*-Essay über das Nullmedium 
klagte der stets gewitzte Kulturkriti-
ker aber dennoch lustvoll, das Fern-
sehen sei eigentlich ohne bedeuten-
de Inhalte, es informiere nicht, seine 
Botschaften seien mehr oder minder 
nichtig. Die Pointe sei vielmehr psy-
chologisch – so etwas wie ein weißes 
Rauschen, Hypnose, gegenstandslose 
Beglückung, maximal niedrigschwel-
liger Fun. Es solle nichts bedeuten, 
solle vor Bedeutung verschonen, die 
Unkunst für die Unkunst. 

Wenn in Deutschland über die 
schon sprichwörtliche Spaltung der 
Gesellschaft gesprochen wird, wer-
den zumeist Internet und die soge-
nannte sozialen Medien, wenn nicht 
als Ursache, dann doch als Brandbe-
schleuniger genannt. (Auch darüber 
wird gern gestritten, Social-Media-
Menschen verteidigen entweder das 
Medium vehement, erklären, warum 
sie dort heroisch das Feld nicht den 
Bösen zu überlassen gedenken, oder 
schreiben kluge, aber zum Chor pre-
digende Essays darüber, warum sie 
ausgestiegen sind, ihren Twitter-Ac-
count gelöscht haben, wie zuletzt 
Sophie Passmann in der Zeit: „Ja, ja, 
ich war Teil des Problems. Und jetzt 
versuche ich, das klingt so wahnsin-
nig banal, und es ist so unglaublich 
langweilig, es nicht mehr zu sein..“

Entsprechend der Nullmedium-
Theorie kommt das Fernsehen besser 
weg, es ist generationenübergreifend 
(die Jüngeren streamen, das ist aber 
das Gleiche) in den deutschen Geis-
teshaushalt eingepreist. Tausend Kri-
mis, Quizshows und Talkrunden, und 
das sind ja die edlen öffentlich-recht-

lichen Sender, die selbsternannten Ga-
ranten der Demokratie, und nicht der 
private Dudelfunk. Ehe Markus Lanz 
sich in mehreren Klimadebatten zu-
letzt so peinlich verrannt hatte – einer 
Klimaaktivistin versicherte er, zur Not 
könne man doch einfach große Kunst-
werke in die Dolomiten verfrachten, 
„da kommt nie irgendein Wasser hin“, 
also alles halb so wild –, hätte der Ös-
terreicher wohl auch Bundespräsident 
in Deutschland werden können. 

Aber finden sich bei Arte nicht im-
mer wieder phantastische Dokumen-
tationen? Klar. Etwa „Hakoah – Club 
der Sirenen“ über sieben jüdische 
Topschwimmerinnen, die 1938 vor 
den Nazis fliehen mussten, sich dann 
Jahrzehnte später wieder in *ihrem* 
Bad treffen und erzählen. Wärmstens 
zu empfehlen! 

Schauen wir doch mal nach, was 
nächste Woche noch so läuft.

Hörzu, so wird der letzte Abend sein

P icture it: September 1989. Die 
Kultserie „Golden Girls“ geht 

in die fünfte Staffel und beginnt mit 
einer medizinischen Odyssee. Doro-
thy (Bea Arthur) erzählt ihrer Da-
men-WG, wie sie seit Monaten eine 
Grippe verschleppt. Halsschmerzen, 
bleierne Erschöpfung, Konzentra-
tions- und Sprachstörungen plagen 
sie – trotzdem bringt jeder Arztbe-
such nur ein Ergebnis: Sie sei ge-
sund. Ein renommierter Neurologe 
tippt auf psychosomatische Gründe 
und rät ihr, sich doch einen Mann 
zu suchen. Dorothy zweifelt bereits 
an ihrer eigenen Wahrnehmung, da 
wird ihr ein neuer Experte empfoh-
len. Dieser nimmt sie endlich ernst, 
gibt ihrer Krankheit einen Namen 
und Dorothy ihr Selbstvertrauen zu-
rück. Am Ende geigt sie dem abfäl-
ligen Neurologen die Meinung (so 
scharfzüngig wie es nur Bea Arthur 
konnte) und feiert mit Champagner 
ihre Diagnose: Chronic Fatigue Syn-
drome (CFS).

Schon damals war der Name un-
präzise, da die neuroimmunolo-
gische Erkrankung durch weitaus 
mehr als starke Müdigkeit geprägt 
wird. Heute wird eher von Myal-
gischer Enzephalomyelitis (ME) 
gesprochen. Viel geändert hat sich 
für Betroffene von ME/CFS seit-
dem nicht. Die Krankheit ist kaum 
erforscht und damit bislang ohne 
Therapien, obwohl es Schätzungen 
nach allein in Deutschland 300 000 

Betroffene gibt. Das liegt sicher 
auch daran, dass es Frauen dreimal 
so häufig trifft und geschlechtsspe-
zifische Faktoren all jener, die kei-
ne cis Männer sind, in Forschung 
sowie Medizin nach wie vor oft 
ausgeblendet werden. Den meisten 
Ärzt*innen fehlt daher das kom-
plexe Wissen, um eine zutreffende 
ME/CFS-Diagnose zu stellen, zu 
viele nehmen ihre Patient*innen 
nicht ernst und richten auch großen 
Schaden an. Gerade der Klassiker 
„Treiben Sie mehr Sport!“, um psy-
chosomatisch bedingter Erschöp-
fung zu begegnen, verschlechtert 
den Zustand bei ME/CFS-Betroffe-
nen extrem. 

Betroffene berichten zudem, dass 
die für Pflegestufen und Behinde-
rungsgrade zuständigen Behörden 
ihnen nicht glauben. Das ist symp-
tomatisch für den immer noch herr-
schenden Umgang mit chronisch 
kranken Menschen in unserer Ge-
sellschaft. Arbeitsunfähigkeit und 
Pflegebedarfe werden meist nicht 
anerkannt, was bei ME/CFS-Er-
krankten und -Angehörigen zu ent-

setzlichen Existenznöten führt. Das 
kommt dabei heraus, wenn man das 
Gesundheitssystem kaputtspart und 
Profite vor Menschen stellt. Das 
System funktioniert – denn für die-
jenigen, die darauf angewiesen sind, 
war es eh nie gedacht.

Am 19. Januar gab es eine erste 
Bundestagsdebatte zu ME/CFS. Ein 
Hoffnungsschimmer für die drin-
gend benötigte medizinische Ver-
sorgung, umfassende Aufklärung 
und Forschung. Möglich nur dank 
des Einsatzes ME/CFS-Betroffe-
ner selbst. Eine*r von ihnen ist 
der Rechtsanwalt Daniel Loy. Zu-
sammen mit anderen Petent*innen 
initiierte er die Bundestagspetition 
#SIGNforMECFS, die über 90.000 
Unterschriften sammelte. Definitiv 
ein erster Erfolg. Aber wie Loy auf 
Twitter treffend anmerkte: „Es be-
rührt mich bisweilen unangenehm, 
wenn gelobt wird, wie erfolgreich 
sich ME/CFS-Betroffene doch für 
ihre Sache einsetzen. Es ist ein 
Skandal, dass der Einsatz jemals nö-
tig war. Die Motivation ist höchste 
Not und wir opfern dafür unsere 
Gesundheit!“
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